
Information


[bookmark: _GoBack]zum Antrag auf Erteilung einer Bewilligung zur Teilnahme am Suchtgiftverkehr gemäß § 2 Abs. 2 Suchtgiftverordnung (SV)


Gemäß den geltenden gesetzlichen Suchtmittelbestimmungen (Suchtmittelgesetz - SMG in Verbindung mit der Suchtgiftverordnung - SV) ist für den Antrag auf Erteilung einer Bewilligung zur Teilnahme am Suchtgiftverkehr das dafür vorgesehenen Antragsformulare zu verwenden. Zur Bearbeitung des Antrages ist das vollständig, unkorrigiert und gut leserlich ausgefüllte Formblatt im Original vorzulegen. Die für den Antrag notwendigen Unterlagen sind vom Antragsteller bzw. von der Antragstellerin in Kopie beizulegen. Die Bewilligung wird für die Dauer eines Kalenderjahres ausgestellt. Um eine zeitgerechte Erteilung der Bewilligung bis zum 31. Dezember zu garantieren, muss der Antrag für das Folgejahr bis spätestens 30. September im Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz (BMSGPK) eintreffen.

Ausfüllhilfe zum Antrag:

Vom Antragsteller bzw. von der Antragstellerin sind die fett umrandeten Felder auszufüllen. Erläuterungen zu den angeführten Punkten:
1.	Name des Antragstellers bzw. der Antragstellerin (muss ident mit dem Gewerbeschein sein).
2.	Die Bewilligung ist jährlich zu beantragen und wird nur für das entsprechende Kalenderjahr ausgestellt. Die Verlängerung einer Bewilligung ist daher nicht möglich. Es ist wahlweise anzukreuzen, ob es sich um einen Neuantrag oder um eine Änderung einer bestehenden Bewilligung handelt (z.B. Namensänderung der Firma, neue(r) Suchtgiftverantwortliche(r), Kontingenterhöhung usw.). Bei einem Änderungsantrag müssen lediglich mit Bezug auf die bestehende Bewilligung, die zu ändernden Daten im neuen Antrag angegeben werden.
3.	Es ist die genaue Anschrift der Betriebsstätte anzugeben, für die die Bewilligung benötigt wird. Verfügt ein Antragssteller bzw. eine Antragstellerin über mehrere Betriebsstätten, so muss pro Betriebsstätte ein Antrag gestellt werden.
4.	Die Benennung einer für die Suchtgiftgebarung verantwortlichen Person ist durch das Verwaltungsstrafgesetz vorgeschrieben. Eine aktuelle Strafregisterbescheinigung (max. 6 Monate alt) ist dem Antrag beizulegen und die Kontaktdaten sind anzugeben.
5.	Dem Antrag müssen Kopien der gewerberechtlichen Berechtigung des Antragstellers bzw. der Antragstellerin und die Strafregisterbescheinigung der für die Suchtgiftgebarung verantwortlichen Person beigelegt werden. Weiters ist eine Kopie einer Bewilligung gem. § 63 Abs. 1 Arzneimittelgesetz anzuschließen, sofern Arzneimittel hergestellt, kontrolliert oder in Verkehr gebracht werden.
6.	Der Verwendungszweck der Suchtgifte ist zwingend anzugeben. Dabei ist zu beachten, dass unter ‚Erzeugung‘ im suchtmittelrechtlichen Sinn die effektive Herstellung eines Suchtgiftes aus Stoffen gemeint ist, die selbst keine Suchtgifte sind. Die Erzeugung von Zubereitungen aus einer Substanz wird im Suchtmittelwesen ‚Verarbeitung‘ genannt. Unter ‚Umwandlung‘ versteht man die Gewinnung eines Suchtgiftes aus einem Stoff, der bereits vor der Bearbeitung ein Suchtgift war.
7.	Bei Verarbeitung, Umwandlung oder Erzeugung von Suchtgiften sind die Arbeitsvorgänge kurz zu beschreiben und die Ausgangsstoffe und Endprodukte zu benennen.
8.	Zur Verhinderung unbefugter Entnahmen von Suchtgiften sind gem. § 9 SMG Sicherungsmaßnahmen zu setzen. Bitte erläutern Sie kurz Ihre Maßnahmen.
9.	Führen Sie bitte hier weitere relevante Punkte zu Ihrem Antrag an. Z.B.: Zulassungsinhaber(in) für welche suchtgifthaltige Spezialität, Lohnherstellung, Lagerung oder Vertrieb für welche andere Firmen usw.



10.	Gem. § 6 Abs. 1 SMG darf den zum Großhandel mit Arzneimitteln Berechtigten nur dann eine Bewilligung erteilt werden, wenn sie ein Detailgeschäft (also eine Apotheke) überhaupt nicht oder doch räumlich vollkommen getrennt von der Großhandlung führen. Eine diesbezügliche Bestätigung im Antrag ist daher notwendig.
11.	Der Antrag ist mit Firmenstampiglie und rechtsverbindlicher Unterschrift zu zeichnen. Ort und Datum der Antragstellung sowie die Kontaktdaten des Unterzeichners bzw. der Unterzeichnerin sind anzugeben.
Anhang 1:
	Für das beantragte Jahr sind die Basenmenge der Suchtgifte anzugeben, die importiert, erzeugt bzw. besessen werden sollen. Die Berechnung der Basenmenge der Esther, Ether und Salze der Suchtgifte erfolgt auf Grund der Prozentangaben, die sich aus der Vorgabe des Internationalen Narcotic Control Boards (INCB) der Vereinten Nationen ergeben. Die betreffenden Prozentwerte sind in der ‚Yellow List‘ des INCB auf den Seiten 22 bis 25 angegeben (siehe: www.incb.org > Narcotic Drugs > “Yellow List“/Form > List of Narcotic Drugs under International Control). 
	Die jährliche Höchstmenge, über die ein Bewilligungsinhaber bzw. eine Bewilligungsinhaberin verfügen darf, setzt sich aus dem voraussichtlichen Lagerstand am Beginn des betreffenden Jahres, der Summe der geplanten Importe, der geplanten Inlandsbezüge und einer allfälligen geplanten Erzeugung zusammen. In der Liste des Anhanges zu diesem Antrag sind jene Substanzen angeführt, für die es beim INCB eine österreichische Bedarfsschätzung gibt. Diese Bedarfsschätzung stellt das jährliche österreichische Einfuhrkontingent dar und ist öffentlich auf der Internetseite des INCB einsehbar (www.incb.org > Narcotic Drugs > Status of estimates). Für Substanzen, die in dieser Bedarfsliste des INCB nicht angeführt sind, gibt es kein Einfuhrkontingent. 
Anhang 2:
	Substanzen, die nicht im Anhang 1 dieses Antrages angeführt sind und der österreichischen Suchtgiftverordnung unterliegen, müssen im Anhang 2 angegeben werden. Dabei ist aber zu bedenken, dass für eine eventuelle Einfuhr einer Substanz eine Bedarfsschätzung beim INCB Voraussetzung ist (siehe oben). Ein Import kann demnach erst nach Abschluss der dafür vorgesehenen Prozedere beim INCB erfolgen.


Erläuterung zur Vergebührung:
Für die Erteilung dieser Bewilligung sind gemäß § 1 Abs. 1 der Bundesverwaltungsabgaben-verordnung 1983 (BVwAbgV), BGBl. Nr. 24/1983, in der geltenden Fassung, Teil B, Post 84 eine Verwaltungsabgabe in Höhe von 218,00 Euro sowie gemäß Gebührengesetz 1957, BGBl. Nr. 267/1957, in der geltenden Fassung, für die amtliche Ausfertigung 83,60 Euro (Tarifpost 2 Abs. 1 Zif. 1), für die Eingabe 47,30 Euro (Tarifpost 6 Abs. 2) und an Beilagengebühren 3,90 Euro pro Bogen (Tarifpost 5 Abs. 1) zu entrichten.

Die Einhebung der Gebühren- und Abgabenschuld erfolgt monatlich mittels gesonderter Vorschreibung durch die Buchhaltungsagentur des Bundes auf Grund einer Datenliste des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz. Es wird daher ersucht, diese Sammelrechnung abzuwarten und keine Einzelüberweisungen vorzunehmen.


Für Rückfragen steht die Abteilung VI/A/6 des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz zur Verfügung:

	Telefon:	(0) 1 711 00 64 - 4412
	Fax:	(0) 1 713 44 04 1613
	E-Mail:	suchtmittel@gesundheitsministerium.gv.at


	




ANTRAG
Auf Erteilung einer Bewilligung zur Teilnahme am Suchtgiftverkehr gemäß § 2 Abs. 2 Suchtgiftverordnung (SV)


	Eingangsstempel der Behörde

	An das
Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz
Abteilung VI/A/6

Radetzkystraße 2
1030 Wien
	

	1.)
Name des Antragstellers bzw. der Antragstellerin:
[bookmark: Dropdown1]
     
	2.) 
Begründung des Antrages: (zutreffendes bitte ankreuzen)
☐ 	Neuantrag zur Teilnahme am Suchtgiftverkehr
[bookmark: Text7]	für das Jahr     

☐ 	Antrag auf Änderung der für das Jahr     
	bereits erteilten Bewilligung gem. § 2 SV,
[bookmark: Text6]	GZ: NDS.AT SG   /     

	3.)
Anschrift der Betriebsstätte des Antragstellers bzw. der Antragstellerin sowie UID-Nummer für die Gebührenabrechnung:

     

	4.)
Als für die Suchtgiftgebarung gem. § 9 Verwaltungsstrafgesetz (VStG) 1991 verantwortliche Person wird für den beantragten Standort ernannt:

	     
	Geburtsdatum:	     

Tel.Nr.: 	     

Fax Nr.: 	     

E-Mail:	     

	5.) 
In Kopie beigelegte Unterlagen (entsprechende Beilagen zum Antrag bitte ankreuzen):

☐ Nachweis der gewerberechtlichen Berechtigung gemäß § 94 Z 32 Gewerbeordnung (GewO) 1994

☐ Nachweis einer gültigen Bewilligung gem. § 63 Abs. 1 Arzneimittelgesetz (AMG) 1983

☐ Nachweis der gewerberechtlichen Genehmigung der Bestellung der Geschäftsführungsperson.

☐ Aktuelle Strafregisterbescheinigung für die (den) Suchtgiftverantwortliche(n) gem. § 9 VStG 1991.

	
6.)
Verwendungszweck der Suchtgifte (zutreffendes bitte ankreuzen):

☐ Erwerb und Besitz

☐ Verarbeitung

☐ Umwandlung

☐ Erzeugung

	7.)
Erläuterungen zu Punkt 6:

     

	8.)
Sicherungsmaßnahmen:

     

	9.)
Allfällige sonstige Begründungen und Angaben zum Antrag:

     

	10.) 
Bestätigung des Großhandels (zutreffendes bitte ankreuzen):

☐ 	Der (die) Antragsteller(in) bestätigt, dass kein Detailgeschäft mit Arzneimitteln geführt wird.

☐ 	Der (die) Antragsteller (in) bestätigt, dass ein Detailgeschäft mit Arzneimitteln räumlich vollkommen 
	getrennt vom Großhandel geführt wird.

	11.) 
	11.)

	...............................................................................
Firmenstempel und rechtsverbindliche Unterschrift 
	Ort:	     

Datum:	     

Name:	     

Tel.Nr.: 	     

Fax Nr.: 	     

E-Mail:	     



Anhang 1

Bedarfsschätzung für Einfuhr, Herstellung und Höchstmenge von Suchtgiften für das beantragte Jahr (Angaben in ganzen Gramm ohne Kommastellen)

	Suchtgift berechnet als Base
	Geplante Importe
	Geplante Erzeugung
	Höchstmenge für Erwerb, Besitz, Verarbeitung, Umwandlung und Erzeugung inkl. geplanter Importe

	Alfentanil
	     
	     
	     

	Amphetamin
	     
	     
	     

	Buprenorphin
	     
	     
	     

	Cannabis
	     
	     
	     

	Cocain
	     
	     
	     

	Codein
	     
	     
	     

	Codein-N-oxid
	     
	     
	     

	Delta-9-THC (Dronabinol)
	     
	     
	     

	Dexamphetamin
	     
	     
	     

	Dextropropoxyphen
	     
	     
	     

	Dihydrocodein
	     
	     
	     

	Diphenoxylat
	     
	     
	     

	Ethylmorphin
	     
	     
	     

	Etorphin
	     
	     
	     

	Fentanyl
	     
	     
	     

	GHB
	     
	     
	     

	Heroin
	     
	     
	     

	Hydrocodon
	     
	     
	     

	Hydromorphon
	     
	     
	     

	Metamphetamine
	     
	     
	     

	Methadon
	     
	     
	     

	Methylphenidat
	     
	     
	     

	Morphin
	     
	     
	     

	Morphin-N-oxide
	     
	     
	     

	Nicocodin
	     
	     
	     

	Nicomorphin
	     
	     
	     

	Opium
	     
	     
	     

	Oxycodon
	     
	     
	     

	Pethidin
	     
	     
	     

	Phencyclidin (PCP)
	     
	     
	     

	Piritramid
	     
	     
	     

	Remifentanil
	     
	     
	     

	Secobarbital
	     
	     
	     

	Sufentanil
	     
	     
	     

	Tapentadol
	     
	     
	     

	Thebain
	     
	     
	     

	Tilidin
	     
	     
	     

	Tramadol
	     
	     
	     








Anhang 2
Allfällige Substanzen, die im Anhang 1 nicht angeführt sind:

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     



BMSGPK/Limbeck/Abt. VI/A/6	22.05.2023
